
noch von Walter Ulbricht unterzeichnet wurde, lautet der § 1 
Abs. 1 ich zitiere:

„Zur Bestimmung der Anzahl, des Zeitpunktes und der zeit­
lichen Aufeinanderfolge von Geburten wird der Frau zusätz­
lich zu den bestehenden Möglichkeiten der Empfängnisver­
hütung das Recht übertragen, über die Unterbrechung einer 
Schwangerschaft in eigener Verantwortung zu entschei­
den.“

Wird hier nicht der Schwangerschaftsabbruch als Mittel der 
Familienplanung dargestellt? - Das darf nicht sein. Aufklärung 
und verbesserte sexual-ethische Erziehung unserer Jugend, 
fachkundige Beratung, Weiterentwicklung sicherer, nicht ge­
sundheitsgefährdender Verhütungsmittel müssen als Schwer­
punkte der Familienplanung eindeutig definiert und in der Pra­
xis umgesetzt werden.

Nebenbei denke ich in diesem Zusammenhang auch an das 
Motto „Gib AIDS keine Chance“. Was tun wir eigentlich auf die­
ser Strecke? - offensichtlich viel zu wenig. Dennoch: Die Frauen 
in der DDR haben zunehmend an Verantwortungsbewußtsein 
gewonnen. Die Zahl der durchgeführten Schwangerschaftsab- 
brüche ist in den letzten Jahren kontinuierlich zurückgegangen.

(Beifall)

Auf 3 Geburten kommt derzeit eine Schwangerschaftsunter­
brechung. Und geht man von der vermutlichen Zahl von 
^chwangerschaftsabbrüchen in der Bundesrepublik, den Abtrei­
bungstourismus eingerechnet, aus, kommt man trotz unter­
schiedlicher Gesetzeslage zu dem gleichen Ergebnis.

(Beifall bei der PDS)

Die Erfahrungen mit dem §218 haben gezeigt, daß er einen 
Schwangerschaftsabbruch bei gegebener Notsituation nicht 
verhindern kann. Er treibt die Frauen lediglich in die Illegalität 
und Kurpfuscherei. In den 60er Jahren sind jährlich 60 bis 
70 Frauen in der DDR an den Folgen einer unsachgemäß durch­
geführten Unterbrechung verstorben. Nein, ich wiederhole: 
Schwangerschaftsabbruch ist kein Mittel zur Familienplanung. 
Die Aufgabe der Gesellschaft ist es, die Voraussetzung für die so­
ziale Sicherheit für Kind und Familie, auch für Alleinerziehende, 
zu schaffen. Aber letztlich muß der Frau das Recht auf selbstbe­
stimmte Schwangerschaft eingeräumt werden. Faßt sie nach 
umfassender und fachgerechter Beratung den Entschluß, eine 
Schwangerschaft abbrechen zu lassen, darf ihr keine Rechtferti­
gungspflicht auferlegt werden.

(Beifall)

Die in der DDR geltende Fristenlösung sollte unter den ge- 
annten veränderten Schwerpunkten in der Familienplanung 

im Einigungsvertrag festgeschrieben werden,

(Beifall)

festgeschrieben mit Blick auf eine gemeinsame Lösung für beide 
Staaten in der Zukunft. Das ist unser liberaler Standpunkt.

(Beifall bei SPD, PDS und den Liberalen)

Da ich selbst Arzt bin, möchte ich an dieser Stelle einfügen: Ich 
meine schon, daß auch der Arzt in dieser schwierigen Situation 
nach seinem Gewissen entscheiden können muß und daß es 
durchaus seine Berechtigung hat, wenn ein Arzt nachweist, daß 
er aus Gewissensgründen sich an dieser Behandlungsmethode - 
sage ich mal - nicht beteiligen möchte, daß man ihm dieses Recht 
auch rechtlich wirklich einräumt.

(Beifall)

Da möchte ich schon die hier geäußerten Gedanken unterstüt­
zen. Aber ich wiederhole nochmals: Eine parteipolitische Profi­
lierung sollte man nicht versuchen, auf diesem sensiblen Gebiet 
zu gewinnen. - Danke.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie drei Anfragen? - Bitte, Frau 

Barbe.

Frau Barbe (SPD):

Herr Dr. Wöstenberg, wissen Sie, daß es auch eine humanere 
Abtreibungsmethode gibt, und zwar die Abtreibungspille, die 
von einer Tochtergesellschaft der Hoechst-Firma vertrieben 
wird

(Zuruf: Bitte keine Werbung!)

und auch in Frankreich schon eingesetzt wird, d. h., es ist das im 
Augenblick für die Frau beste Verfahren, eine Abtreibung vor­
nehmen zu lassen und ganz anders, als Frau Landgraf erzählte, 
das würde eben keine Uterusverletzungen hervorrufen. Diese 
Pille wird in den Entwicklungsländern bereits angewandt.

Dr. Wöstenberg (Die Liberalen):

Frau Barbe, ich denke, die Gynäkologen in der DDR sind sehr 
wohl über den aktuellen medizinischen Stand bei der möglichen 
Schwangerschaftsunterbrechung, bei dem Abbruch informiert.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Ich möchte also hinzufügen: Ein Schwangerschaftsabbruch 
bleibt ein Schwangerschaftsabbruch. Da sollten wir keinen 
Zweifel daran lassen, welche Methode auch immer angewandt 
wird. Aber natürlich sollte man das auf eine schonende und we­
nig gefährdende Art und Weise machen.

(Beifall)

Frau Förtsch (PDS):

Herr Abgeordneter, wir sind uns völlig darüber einig, daß die 
Abbruchzahlen trotz sinkender Tendenz immer noch zu hoch 
sind. Ich möchte trotzdem nochmal konkret nachfragen: Sind 
Sie der Meinung, daß die noch zu hohen Abbruchzahlen nicht 
mit der Freigabe an die Frauen verbunden sind, also mit der Fri­
stenlösung verbunden sind, sondern doch viele Ursachen darin 
liegen, daß einfach zu wenig Informationen vorliegen, daß die 
Beratungstätigkeit nicht ausreichend war? Und würden Sie mir 
auch zustimmen, daß man dieses Problem über eine Zwangsbe­
ratung nicht regeln kann?

Dr. Wöstenberg (Die Liberalen):

Also eine Zwangsberatung muß ich aus liberaler Sicht ableh­
nen.

(Beifall, vor allem bei der PDS)

Jeder Mensch muß das Recht auf eine Beratung haben. Das trifft 
für Frau und für Mann zu.

(Beifall, vor allem bei der SPD)

Und was die Aufklärung angeht, da müssen wir in der Jugend 
beginnen. Und ich habe nicht umsonst gesagt, daß man auch mal 
ein bißchen an die Verbreitung des AIDS-Virus denken muß.

(Beifall, vor allem bei der PDS)

Hier bieten sich noch Parallelen in der Aufklärung der Jugend 
an, und ich meine, auf diese Art und Weise sind sicherlich auch 
ungewollte Schwangerschaften heute relativ sicher zu verhin­
dern, so daß die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche sich deutli­
cher reduzieren läßt, ohne daß man das Recht der Frau auf 
Selbstbestimmung einschränken muß.
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